
Interview

Städte leisten Außerordentliches

[29.01.2016] Städte und Gemeinden stehen derzeit vor großen
Herausforderungen. Kommune21 sprach mit der Präsidentin des Deutschen
Städtetags, Oberbürgermeisterin Eva Lohse aus Ludwigshafen, über
Flüchtlingskrise, Haushaltsprobleme und Digitalisierung.

Frau Dr. Lohse, die Kommunen stehen vor der größten Herausforderung seit vielen Jahren. Wie

optimistisch sind Sie, dass die vielen Flüchtlinge aufgenommen werden können?

Die Städte leisten seit Monaten Außerordentliches bei der Versorgung von Bürgerkriegsflüchtlingen und

politisch Verfolgten und sie sehen sich gemeinsam mit Bund und Ländern weiterhin in dieser

Verantwortung. Gleichwohl stoßen sie vielerorts an Belastungsgrenzen vor allem bei den

Unterbringungskapazitäten. In Ballungsräumen und Universitätsstädten mit angespannten

Wohnungsmärkten muss möglichst schnell mehr bezahlbarer Wohnraum geschaffen werden – nicht nur

für Flüchtlinge, sondern auch für alle Menschen, die auf günstige Wohnungen angewiesen sind.

Wie kann die Integration aus Ihrer Sicht gelingen?

Elementar ist hier zuallererst der Spracherwerb. Aber auch die Integration in den Arbeitsmarkt, Bildung

und Ausbildung, Schule und Kindergarten gilt es zu organisieren und voranzutreiben. Dafür müssen Bund

und Länder ihre Integrationsbemühungen erheblich ausweiten und sie müssen die Städte auch finanziell in

die Lage versetzen, die notwendigen Integrationsaufgaben zu erfüllen.

Reichen die Unterstützung von Bund und Ländern für die Städte und Gemeinden aus?

Eine weitere Zuwanderung ist nur zu bewältigen, wenn sie wirkungsvoller gesteuert und reduziert wird. Es

muss gelingen, innerhalb der EU für eine gerechtere Verteilung der Flüchtlinge zu sorgen, Fluchtursachen

zu minimieren sowie Maßnahmen zu unterstützen, die zu einer Befriedung in den Konfliktregionen

beitragen. Wichtige und richtige Schritte auf nationaler Ebene sind schnellere Asylverfahren, mehr Plätze

in Erstaufnahmeeinrichtungen und effektivere Rückführungen von Menschen ohne Bleibeperspektive.

Dafür ist mehr Personal für Asylverfahren beim Bundesamt für Migration und Flüchtlinge nötig.

Welche Erwartungen an die Bundesregierung haben Sie? 

In Bezug auf die Kostenerstattung fordern die Städte die Länder auf, die vom Bund bewilligte

Unterstützung in Höhe einer Pro-Kopf-Pauschale von zunächst 670 Euro an die Kommunen

weiterzugeben und diese Summe gegebenenfalls mit eigenen Mitteln aufzustocken, um den Kommunen

die Kosten für Unterbringung und Versorgung der Asylbewerber und Flüchtlinge zu erstatten.

Sicher ist die Flüchtlingskrise das beherrschende Thema. Sorgen bereiten aber auch die wachsenden

Unterschiede zwischen finanzstarken und finanzschwachen Städten. Kann die Neuregelung der föderalen

Bund-Länder-Finanzbeziehungen zur Schließung dieser Kluft beitragen? 

Es scheint eher unwahrscheinlich, dass die Neuregelung der föderalen Finanzbeziehungen gleichzeitig die

Unterschiede zwischen finanzstarken und finanzschwachen Städten maßgeblich minimiert. Wesentlich

mehr zu erwarten ist diesbezüglich von der im Koalitionsvertrag vereinbarten Förderung für



strukturschwache Städte und ihre Regionen. Strukturschwache Städte haben gleich zwei Probleme:

weniger originäre Einnahmen als strukturstarke Städte und gleichzeitig besonders hohe Sozialausgaben.

Deshalb benötigen sie dringend mehr Mittel, um überhaupt wieder an die Entwicklung Anschluss zu finden.

„Städte müssen finanziell in die Lage versetzt werden, die Integrationsaufgaben zu erfüllen.“

Bei all den genannten drängenden Themen: Welchen Stellenwert hat die Digitalisierung der Verwaltung für

die Städte aus Ihrer Sicht?

Der Stellenwert der Digitalisierung in der Verwaltung ist seit langem hoch. Verwaltung ist ohne

elektronische Unterstützungsleistung schlichtweg nicht mehr möglich. Digitalisierte Prozessabläufe bilden

die Basis für die internen Verwaltungsvorgänge. Sie sind inzwischen aber auch entscheidend für die

Kommunikation mit Bürgerinnen und Bürgern, mit Unternehmen und mit allen Institutionen, die mit

Kommunalverwaltungen in Kontakt stehen. Es ist nicht übertrieben zu behaupten, dass ein Blackout der

Informationstechnologie in einer Kommunalverwaltung das Verwaltungshandeln zum Erliegen bringen

würde.

Die Stadt Ludwigshafen gehört zur Metropolregion Rhein-Neckar, was können andere Städte und

Regionen von den E-Government-Projekten der Metropolregion lernen? 

Uns ist es gelungen, in der Region ein wirtschaftsorientiertes E-Government durch interkommunale

Kooperation aufzubauen. Obwohl dies ein hoch anspruchsvolles Unterfangen mit komplexen Aufgaben ist,

sehen alle Beteiligten darin eine gemeinsame Aufgabe, in die sich Verwaltung und Wirtschaft aktiv

einbringen müssen. Durch die Bündelung unserer Kräfte hat unsere Region sicherlich Modellcharakter für

andere. Wir sind stolz, dass uns die Länder Baden-Württemberg, Hessen und Rheinland-Pfalz vor kurzem

zugesagt haben, unser 2010 ins Leben gerufene Modellvorhaben Kooperatives E-Government in föderalen

Strukturen gemeinsam fortzuführen und die Region auch weiterhin als Innovations- und Erprobungsraum

zu nutzen, um auf Bundes- oder Länderebene entwickelte Infrastrukturkomponenten fachübergreifend in

die Praxis zu bringen.

Viele Städte geben den Bürgern die Gelegenheit, sich aktiv an der Stadtpolitik zu beteiligen. Welche

Themen sind für eine Bürgerbeteiligung geeignet und welche Rolle spielen dabei Online-

Beteiligungsangebote?

Die Städte praktizieren in vielen Bereichen eine aktive Bürgerbeteiligung. Ein Beispiel sind so genannte

Bürgerhaushalte, wo die Bürgerinnen und Bürger konkret beschreiben, wofür die Finanzmittel des

städtischen Haushalts verwendet werden sollten. Weitere Beispiele sind Abfragen zur Stadtgestaltung,

Angebote von städtischen Serviceportalen, Diskussionsplattformen und Online-Portalen, bei denen die

Meinung zu kommunalen Sachverhalten abgefragt wird. Die digitalen Kommunikationsmöglichkeiten

erweitern bereits früher praktizierte, teilweise gesetzlich vorgeschriebene Bürgerbeteiligungsverfahren,

etwa bei der Aufstellung von Bebauungsplänen. Sie bieten darüber hinaus auch nicht-ortsansässigen oder

bei einer Veranstaltung abwesenden Bürgern Möglichkeiten einer aktiven Beteiligung.

Wo stehen die Städte auf dem Weg zur effizienten, bürgernahen Verwaltung – und welche Hindernisse

sind noch zu überwinden?

Die Städte haben den Anspruch, ihre Verwaltungen gleichzeitig bürgernäher und effizienter zu gestalten.

Das gelingt vielerorts gut, wie eine aktuelle Erhebung des Statistischen Bundesamts gerade wieder belegt

hat. Der gute Zwischenstand sollte aber nicht darüber hinwegtäuschen, dass es noch Potenzial gibt. Ein

aktueller Ansatz ist, elektronisch angebotene Verwaltungsdienstleistungen künftig so weiter zu entwickeln,



dass von der Antragstellung bis zur Erteilung von Bescheiden eine nahtlose elektronische Abwicklung

möglich wird. Gleichzeitig kommt es darauf an, dass die Nutzung elektronischer

Verwaltungsdienstleistungen auch für Ungeübte leichter handhabbar wird.
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